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PROTEST GEGEN FLUGROUTEN WÄCHST

Krach machen gegen Lärm
Die Angst vor Fluglärm treibt die
Menschen auf die Straße: Am
Montagabend demonstrierten
nach Angaben der Veranstalter
3.000 Menschen in Lichtenrade
gegen Pläne, Flugzeuge vom
künftigen Flughafen BBI auch
über den Berliner Süden zu lei-
ten. Mit Trillerpfeifen und Holz-
klappern machten sie auf die
drohende Lärmbelästigung auf-
merksam. Auch in Zehlendorf
protestierten Bürgerinnen und
Bürger, dort sollen es um die 350
Teilnehmer gewesen sein.

Derweil erklärte am Dienstag
die Fluggesellschaft Air Berlin,
sie sehe noch „Bewegungsspiel-
raum für alle Beteiligten“ in dem

Streit. Sie ließ aber keinen Zwei-
fel daran, dass für sie der billigste
– und damit kürzeste – Weg ent-
scheidend sei: „Man kann nicht
Riesenumwege und pausenlos
zickzack fliegen“, sagte ein Spre-
cher. Wie die Fluggesellschaft ih-
ren eigenen „Bewegungsspiel-
raum“ definiert, ist somit unklar:
Die wirtschaftlichsten Routen
führen über Berliner und Bran-
denburger Orte. Der Präsident
der Bundesvereinigung gegen
Fluglärm machte den Bürgern
daher wenig Hoffnung: „Die
Fluggesellschaften werden einen
Teufel tun und sagen: Wir fliegen
um Berlin herum“, so Helmut
Breidenbach. (dpa, taz)

die jüngsten zu schützenden
Schüler“, sagte ihr Sprecher Ma-
thias Gille am Dienstag. Zu der
Klage wollte er sich unter Hin-
weis auf ein laufendes Verfahren
nicht äußern. Er sagte lediglich,
dass die Verwaltung es für abso-
lut sinnvoll halte, dass Autos vor
Schulen langsamer fahren müs-
sen.

Hippe und seine Mandantin
zweifeln an, dass Junge-Reyer be-
fugt war, diesen Erlass zu ertei-
len. Ihrer Ansicht nach ist dafür
das Bundesverkehrsministeri-
um zuständig. „Kann man die
Bürgerrechte einschränken auf
Anordnung einer Senatorin
hin?“, formulierte Hippe die Fra-
ge an die elfte Kammer des Ver-

waltungsgerichts. Letzteres hatte
in der Terminankündigung ge-
schrieben, Eckel und eine Ko-
kägerin würden sich „in ihren
Grundrechten als Autofahrer
verletzt“ sehen.

Politisch und öffentlich gab es
dafür kein Verständnis. „Völliger
Blödsinn“, bewertete die Zehlen-
dorfer Grünen-Fraktionschefin
Christa Markl-Vieto in der taz das
Vorgehen von Eckel. Der ist pi-

kanterweise ihr Koalitionspart-
ner – Steglitz-Zehlendorf ist der
einzige schwarz-grün regierte
Bezirk. „Er will nicht für Kinder
bremsen“, titelte der Boulevard.

Die Verkehrslenkung Berlin,
für den fließenden Verkehr zu-
ständig, äußerte sich sachlicher
und erklärte, Tempo-30-Zonen
seien sinnvoll. „Kinder bis 14 Jah-
re haben noch kein Gefühl für
Geschwindigkeit“, so Behörden-
chef Jörg Lange. Der Senat richte-
te die Zonen vor Schulen vor zwei
Jahren präventiv ein; im vergan-
genen August wurde so die ge-
samte Pallasstraße in Schöne-
berg zur Tempo-30-Zone. Dem-
nächst will die Verkehrsverwal-
tung eine erste Bilanz ziehen.

CDU findet das Bremspedal
VERKEHR BERUHIGT Der CDU-Politiker David Eckel hat nun doch nichts mehr gegen Tempo 30

vor Schulen. Eine Mitklägerin aber will weiterhin gegen das Land vor Gericht ziehen

„Die Debatte über
Schulwege wird rein
emotional geführt“
EXKLÄGER DAVID ECKEL (CDU)

VON KRISTINA PEZZEI

Nach dem öffentlichen Auf-
schrei ist der Zehlendorfer CDU-
Bezirksparlamentarier David
Eckel auf die Bremse getreten: Er
zog seine Klage gegen das Land
Berlin wegen zweier Tempo-30-
Zonen vor Schulen zurück. „Ich
habe gemerkt, dass eine sachli-
che Diskussion über Schulweg-
sicherung nicht möglich ist, sie
wird rein emotional geführt“, er-
klärte der Politiker, der seiner
Aussage nach als Privatmann
klagte. Eine Mitklägerin indes
will weiterhin vor Gericht zie-
hen; sie äußert sich nicht öffent-
lich. Ein für den heutigen Mitt-
woch angesetzter Verhand-
lungstermin wurde verschoben
mit der Begründung, der Senat
habe neue Unterlagen geschickt
und die Klägerin müsse diese in
Ruhe studieren können.

Konkret geht es um die Tem-
po-30-Abschnitte vor der John-F.-
Kennedy-Schule am Teltower
Damm und der Rudolf-Steiner-
Schule an der Clayallee. Die Stra-
ßen sind Hauptrouten durch den
Berliner Südwesten. Nach An-
sicht Eckels und seines Anwalts
Torsten Hippe ist die erzwunge-
ne Entschleunigung an den Stel-
len nicht gerechtfertigt, weil die
Schulen entweder nicht direkt an
der Straße liegen oder über einen
Nebenweg zu erreichen sind.
Hippe ist seinerseits CDU-Frakti-
onschef im Bezirk Steglitz-Zeh-
lendorf.

Verkehrssenatorin Ingeborg
Junge-Reyer (SPD) hatte 2008 an-
geordnet, dass Autos vor allen
Grundschulen höchstens 30 Ki-
lometer pro Stunde fahren dür-
fen. Der Erlass beziehe sich „auf

+++
Weiterhin keine Spur
gibt es von dem in der

Nacht zu Montag aus dem Maß-
regelvollzug geflohenen Häft-
ling. Der 31-jährige Drogenab-
hängige hatte angegeben, unter
akuten Schmerzen zu leiden,
und wurde deshalb ins Bucher
Helios-Klinikum gebracht, wo
ein Komplize im Fluchtfahr-
zeug auf ihn wartete. Die stell-
vertretende CDU-Fraktionsche-
fin Cornelia Seibeld forderte eine
schnelle Aufklärung und mo-
nierte, es gebe im Maßregelvoll-
zug ein Problem mit Handys –
der Geflüchtete habe offensicht-
lich heimlich Kontakt zur Au-
ßenwelt gehabt +++ Eine Aus-
stellung über den Umbau des
Berliner Zentrums in den ver-
gangenen 170 Jahren ist ab Don-

nerstag im Ephraimpalais zu se-
hen. Unter dem Motto „Berlins
vergessene Mitte – Stadtkern
1840–2010“ würden die „wesent-
lichen Phasen der Stadterneue-
rung“ auf dem Gebiet von Alt-
Berlin und Alt-Cölln präsentiert,
teilte das Berliner Stadtmuseum
mit +++ Schwere Verletzungen
durch einen Hundeangriff erlitt
am Montag ein Neunjähriger im
Ortsteil Wedding. Er hatte sich
mit einem Freund unbeaufsich-
tigt in dessen Wohnung aufge-
halten und wurde von dem Staf-
fordshire-Mischling der Familie
ins Gesicht und in die linke Hand
gebissen. Die Polizei leitete ge-
gen die Hundehalterin ein Er-
mittlungsverfahren wegen fahr-
lässiger Körperverlet-
zung ein

Krugman

schenkt ein
Die Exzellenzen laden ein: Den
Eröffnungsvortrag der FU-Vor-
lesungsreihe „Offener Hörsaal“
im Wintersemester 2010/11 hält
kein Geringerer als Paul Krug-
man. Der VWL-Professor aus
Princeton und Nobelpreisträ-
ger spricht über „The Failure of
Crisis Management“. Ab dem
28. Oktober heißt es dann jeden
Donnerstagsabend: „American
Dream? Die demokratische Ge-
sellschaft in der Krise“. Ort:
John-F.-Kennedy-Institut, Lans-
str. 7–9. Zeit: 18.15 Uhr.

Das Wetter

9 Grad Spitze. Brrr.+++

… DIESES DENKZEICHEN?

Natürlich auf Hit-Hit-Hitler verweisen

Es gibt Themen, die ziehen im-
mer. Ungewöhnlich viele taz-Le-
serInnen haben sich an unserem
kleinen Preisrätsel aus der gestri-
gen Ausgabe beteiligt. Woran er-
innert unfreiwillig dieses Denk-
zeichen, das Sie auf dem Foto un-
ten rechts noch mal sehen kön-
nen?, wollten wir wissen. Vorder-
gründig ist es das Werbebanner
eines Supermarkts auf der ande-
ren Straßenseite. Aber in Berlin,
wo man kaum einen Meter ge-
hen kann, ohne über histori-
schen Boden zu latschen, geht ja
nichts ohne Kontext. Und bei
„Hit, Hit, Hit, Hit, Hit, Hit“ drängt
sich die Antwort förmlich auf.

„Na, das kann ja wohl nur ein
Hitler-Denkmal sein“, mutmaßte
ein Anwalt. Ein Indiz, aber unprä-
zise. „Hitlerbunker“ hieß es in
der allerersten Antwort, die uns
ausgerechnet aus Senatskreisen
erreichte. Das war nah dran, aber
letztlich auch daneben. Der Bun-
ker lag ein paar Meter weiter
nordwestlich – wie man auf einer
Infotafel an der Gertrud-Kolmar-
Straße in Rufweite des Holo-
caustmahnmals nachlesen kann.

Tatsächlich steht die „Hit Hit
Hit“-Fahne in der Wilhelmstra-
ße, an der Ecke zur Voßstraße.
Und die korrekte Antwort lautet
daher: Hit-Hit-Hitlers Reichs-
kanzlei. Superkorrekt wäre „Pa-
lais Borsig“, das in einer um ihn
herum errichteten Kanzleierwei-
terung aufging, die zur Wilhelm-

WAS MACHT EIGENTLICH . . .

straße eigens einen Führerbal-
kon bekam. Der Hauptbau der
Reichskanzlei erstreckte sich
entlang der Voßstraße bis zur da-
maligen Hermann-Göring- und
heutigen Ebertstraße.

Die schönste Antwort kam aus
dem China-Restaurant, das sich
heute an der Ecke befindet. Einst
war dort „HIT-lers Reiskanzlei“,
schrieb uns die Geschäftsführe-
rin der „Peking Ente“. Gewonnen
aber hat nach Losentscheid: Ro-
land Urban. Zwei Freikarten für
das Deutsche Historische Muse-
um sind unterwegs. Das zeigt bis
Anfang Februar die Ausstellung
„Hitler und die Deutschen“. Mit
noch viel mehr historischen
Denkzeichen. GA

Hitlers Kanzlei: Palais und Erweiterung, 1945 Foto: Bundesarchiv Bild 183-J31334

Heute steht an der Wilhelm- Ecke
Voßstraße die Hit-Fahne Foto: taz

Senat will mehr über HIV aufklären

Angesichts wieder zunehmen-
der Ansteckungen mit dem HIV-
Virus will der Senat die Aufklä-
rung besonders in der Schwulen-
szene verbessern. „Die Infektio-
nen sind gerade in Großstädten
in den letzten Jahren wieder ge-
stiegen“, sagte Gesundheitssena-
torin Katrin Lompscher (Linke)
am Dienstag bei der Vorstellung
eines Rahmenkonzepts zur Aids-
Prävention. 440 neue Anste-

ckungen habe es 2009 gegeben,
70 Prozent davon bei homo- oder
bisexuellen Männern. 2001 wur-
den nur 200 Neuinfektionen er-
fasst. „Die Prävention muss stär-
ker auf Zielgruppen ausgerichtet
sein“, so Lompscher. Nach Anga-
ben der Gesundheitsverwaltung
leben in Berlin rund 10.000
Menschen, die mit HIV infiziert
sind. Bei rund 6.000 von ihnen
ist Aids ausgebrochen. (dpa)

Krach im Anflug Foto: dapd

Langsam wird der Zehlendorfer CDU klar, dass Tempo 30 vor Schulen nicht ganz abwegig ist Foto: Sämmer/imago

rates über ein Gesetz zur Stär-
kung der Patientenrechte“ erar-
beitet, der am Dienstag vom Ber-
liner Senat und dem Branden-
burger Kabinett beschlossen
wurde. „Wir wollen mit unseren
Vorschlägen mehr Transparenz
und Rechtssicherheit für die Pa-
tienten erreichen“, sagte Lomp-
scher. Die Patienten sollten ihre
Rechte besser wahrnehmen kön-
nen. Damit würden langjährige
Forderungen der Patientenver-
bände aufgegriffen.

Nach dem Willen der beiden
Länder sollen in dem Gesetz un-
ter anderem die Rechte zur Auf-
klärung, Beratung und Informa-
tion von Patienten während der

medizinischen Behandlung so-
wie mehr Transparenz während
der Behandlung und eine besse-
re Dokumentation geregelt wer-
den. Außerdem schlagen die Län-
der vor, die Position von Patien-
ten in gerichtlichen und außer-
gerichtlichen Verfahren bei Be-
handlungsfehlern zu stärken, die
Beteiligungsrechte von Patien-
ten in wichtigen Gremien sowie
die unabhängige Patientenbera-
tung auszuweiten. Mehr Trans-
parenz wird auch bei den Indivi-
duellen Gesundheitsleistungen
gefordert.

Der gesundheitspolitische
Sprecher der SPD-Fraktion im
Abgeordnetenhauses, Thomas

Doppel-Rot-Rot für mehr Patientenrechte
BUNDESRAT Mit einer gemeinsamen Gesetzesinitiative wollen Berlin und Brandenburg die Kunden des
Gesundheitswesens stärken. Es geht um bessere Information, aber auch um die Beteiligung in Gremien

Berlin und Brandenburg starten
eine gemeinsame Bundesrats-
initiative für mehr Patienten-
rechte. Ziel sei ein entsprechen-
des Gesetz, um mehr Transpa-
renz und Rechtssicherheit für
Patienten sowie für medizini-
sches Personal zu schaffen, sagte
Gesundheitssenatorin Katrin
Lompscher (Linkspartei) am
Dienstag. Brandenburgs Ge-
sundheitsministerin Anita Tack
(Linkspartei) ergänzte, es gehe
um „größtmögliche Patienten-
souveränität“. Dazu sollten die
Rechte von Patienten erweitert
und festgeschrieben werden.

Beide Länder haben den An-
trag „Entschließung des Bundes-

Isenberg, nannte die Senatsent-
scheidung einen „Meilenstein
des Patienten- und Verbraucher-
schutzes im Gesundheitswesen“.
Während die Bundesregierung
mit neuen Zusatzbeiträgen, dem
Einstieg in die Kopfpauschale
und der Behandlung auf Rech-
nung „Verbraucher und Patien-
ten in die Tasche lange“, stellten
sich Berlin und Brandenburg mit
der Bundesratsinitiative auf die
Seite der BürgerInnen.

Isenberg betonte, Berlin sei
schon heute Vorreiter beim Pa-
tientenschutz, weil es als einzi-
ges Bundesland das Amt der Pa-
tientenbeauftragten eingeführt
habe. (dapd, taz)


